
Gemeine Illingen 

Öffentliche Bekanntmachung 
2. Änderung des Bebauungsplans  

„Gewerbegebiet Schweichling-Ost“ 

Inkrafttreten der Bebauungsplanänderung 
im vereinfachten Verfahren nach § 13 Baugesetzbuch (BauGB) 

Der Gemeinderat der Gemeinde Illingen hat am 23.09.2025 in öffentlicher Sit-
zung die 2. Änderung des Bebauungsplans „Gewerbegebiet Schweichling-Ost“ 
nach § 10 Abs.1 BauGB i.V.m. § 13 BauGB als Satzung im vereinfachten Ver-
fahren beschlossen. 

Das Plangebiet hat eine Größe von 11,2 ha und ist begrenzt 

im Norden: durch die Ensinger Straße / K 4574 

im Osten:  durch Waldflächen im Gewann Loch 

im Süden:  durch die Bahnstrecke (Württembergische Westbahn) 

im Westen: durch landwirtschaftliche Flächen im Gewann Ensinger Weg und 
Schweichling 

Maßgebend ist der Lageplan des Bebauungsplans in der Fassung vom 
20.05.2025. 

Der Planbereich ergibt sich aus folgendem Kartenausschnitt: 



 

Die 2. Änderung des Bebauungsplans „Gewerbegebiet Schweichling-Ost“ 
tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft (vgl. § 10 Abs. 3 BauGB). 

Die Bebauungsplanänderung kann einschließlich ihrer Begründung während den 
üblichen Öffnungszeiten im Rathaus der Gemeinde Illingen, Ortszentrum 8, 
75428 Illingen im Bauamt Zimmer 210 eingesehen werden. Jedermann kann den 
Bebauungsplan einsehen und über seinen Inhalt Auskunft verlangen. Die Bebau-
ungsplanunterlagen werden ergänzend auf die Webseite der Gemeinde Illingen 
eingestellt. 

Der Bebauungsplan wurde gem. § 13 Abs. 3 BauGB ohne Durchführung einer 
Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt. Auf die Erstellung einer zu-
sammenfassenden Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB wird gem. § 13 Abs. 3 
BauGB verzichtet. 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die Fälligkeit 
etwaiger Entschädigungsansprüche im Falle der in den §§ 39–42 BauGB be-
zeichneten Vermögensnachteile, deren Leistung schriftlich beim Entschädi-



gungspflichtigen zu beantragen ist, und des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlö-
schen von Entschädigungsansprüchen, wenn der Antrag nicht innerhalb der Frist 
von drei Jahren gestellt ist, wird hingewiesen. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung der im § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 
1–3 des BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Be-
rücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans oder 
aber ein nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtlicher Mangel des Abwägungs-
vorgangs nur beachtlich werden, wenn sie innerhalb eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden 
sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung von Rechtsvorschriften oder den Man-
gel des Abwägungsvorgangs begründen soll, ist darzulegen. 

Ferner wird eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund der GemO bei 
der Aufstellung dieses Bebauungsplans nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, 
wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Be-
bauungsplans gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden ist; der Sach-
verhalt, der die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Dies gilt nicht, wenn 
die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung sowie über die Genehmigung 
und die Bekanntmachung des Bebauungsplans verletzt worden sind. 
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